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Sterben im Schatten des Strafrechts:  
Neue Probleme der Sterbehilfe in Hospizen 
und Palliativstationen durch die Reform des 
assistierten Suizids in § 217 StGB
Eric Hilgendorf＊
Kein strafrechtliches Reformvorhaben der letzten Jahrzehnte ist 
durch die deutsche Strafrechtswissenschaft so deutlich abgelehnt 
worden wie die Neuregelung des assistierten Suizids (§ 217 
StGB) im Jahr 2015.1） Die Gründe hierfür liegen nicht so sehr in 
einer in besonderem Maße liberalen Einstellung der Strafrechts-
wissenschaftlerinnen und Strafrechtswissenschaftler gegenüber 
dem assistierten Suizid oder gegenüber Sterbehilfeorganisatio-
nen wie „Dignitas“ oder „Sterbehelfe Deutschland“.2） Die große 
＊　Prof. Dr. Dr., Universität Würzburg
1）　Auswahl: Duttge, NJW 2016, S. 120 ff.; Eidam, medstra 2016, S. 17 ff.; Gaede, 
JuS 2016, S. 385 ff.; Grünewald, JZ 2016, S. 938 ff.; Hecker, GA 2016, S. 454 ff.; 
Hillenkamp, KriPoZ Bd. 1 (2016), S. 3 ff.; Hoven ZiS 2016, S. 1 ff.; Kubiciel, ZiS 
2016, S. 396 ff.; Magnus, medstra 2016, S. 210 ff; Rosenau, Bay Ärzteblatt 2016, S. 
10 f.; Roxin NStZ 2016, S. 185 ff.; Sowada, ZfL 2015, S. 34 ff.; aus der Theologie 
Kreß, Jahrbuch für Wissenschaft und Ethik 2016, S. 29 ff. Aus der Zeit vor Erlass 
des Gesetzes kritisch etwa Verrell, FS Paeffgen 2015, S. 331 ff.; Hilgendorf JZ 
2014, 545 ff.
2）　Für eine restriktive Regelung der Tätigkeit von Sterbehilfeorganisationen be-
reits Hilgendorf, Jahrbuch für Recht und Ethik 2007, S. 479 ff.
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Skepsis der Experten rührt vielmehr daher, dass der neue § 217 
StGB nicht nur in sich nicht stimmig ist,3） sondern in weitern 
Umfang auch Verhaltensweisen zu erfassen droht, die mittlerwei-
le zum Tätigkeitsspektrum einer an humanen Werten orientier-
ten Medizin am Lebensende gehören oder zumindest gehören 
sollten. Die Palliativ- und Hospizarbeit, die in Deutschland ohne-
hin noch im Aufbau begriffen ist, benötigt nichts weniger als dif-
fuse Strafbarkeitsrisiken, deren bloße Existenz das Arzt-Patien-
ten-Verhältnis, das gerade im Umgang mit Schwerstkranken und 
Sterbenden von überragender Bedeutung ist, empfindlich zu stö-
ren vermag.
Bereits während der Gesetzesberatungen meldeten sich daher 
über 150 Strafrechtslehrerinnen und Strafrechtslehrer mit einer 
kritischen Stellungnahme zu Wort,4） die zwar viel Aufsehen er-
regte, im Ergebnis aber nicht erfolgreich war. Ebenso erging es 
dem wissenschaftlichen Dienst des Bundestages, der, wie die 
Strafrechtslehrer, die Eingrenzbarkeit des geplanten § 217 StGB 
auf „Sterbehelfer“ i.e.S. in Zweifel zog und seine Position ausführ-
lich begründete.5） Warum die vielfältig vorgebrachten Sachargu-
mente den Gesetzgeber nicht erreichten, wäre eine eigene Unter-
suchung wert.6）
3）　Dazu im Detail die in Fn. 1 erwähnten Analysen.
4）　medstra 2015, S. 129─131.
5）　Entwurf eines Gesetzes zur Strafbarkeit der geschäftsmäßigen Förderung der 
Selbsttötung ─ Brand et al. (BT-Drucks 18/5373 ) ─ Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes und Bestimmtheitsgebot (WD 3 3000 - 188/15).
6）　Eine beträchtliche Rolle spielte wohl hier wie auch in anderen Fällen fehler-
trächtiger Gesetzgebung die faktische Ausschaltung der Ministerialbürokratie, 
deren Erfahrungsschatz und Routine bei öffentlichkeitswirksamen Themen of-
fenbar zunehmend in den Hintergrund gedrängt wird ─ sehr zum Schaden der 
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Um weiteren Schaden von der Hospiz- und Palliativmedizin abzu-
wehren, sollen die neuen Strafbarkeitsrisiken im Nachfolgenden 
dargelegt und einschränkende Gesetzesinterpretationen disku-
tiert werden. Es wird deutlich werden, dass Ärzte und Pflegekräf-
te durch § 217 StGB in erheblichem Umfang in einen strafrechtli-
chen Graubereich hineingezogen zu werden drohen, der ihre Tä-
tigkeit erheblich erschweren oder ganz unmöglich machen könn-
te. So lassen sich etwa das regelmäßige Verschreiben oder die re-
gelmäßige Vergabe von höheren Dosen schmerzlindernder Me-
dikamente im Rahmen einer ambulanten Palliativversorgung, 
aber auch die regelmäßige Ermöglichung von Sterbefasten, unter 
§ 217 StGB subsumieren.7） Gerade Patienten am Lebensende 
sind dadurch betroffen, da ihnen der Zugang zu notwendiger Hil-
fe versperrt zu werden droht. Hinzu kommt, dass die Gesetzes-
begründung widersprüchlich ist, weil einerseits davon gespro-
chen wird, die Hospiz- und Palliativmedizin solle unterstützt wer-
den,8） andererseits aber wichtige Formen palliativmedizinischer 
Tätigkeit unter Strafe gestellt werden.
I. Sterbehilfe ─ ein Streit um Worte?
9）
Wer die jüngste Debatte um die Sterbehilfe betrachtet, könnte 
Qualität der Gesetzgebung.
7）　Weitere Fallbeispiele bei Hilgendorf, Stellungnahme in der öffentlichen Anhö-
rung des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz des deutschen Bundes-
tages am 23. 9. 2015, vgl. auch schon Hilgendorf, JZ 2014, S. 545 ff.
8）　Bundestags-Drucksache 18/5373, S. 9 und passim. Am 8. 12. 2015 trat das Hos-
piz- und Palliativgesetzgesetz in Kraft (BGBL. I 2015, S. 2114), welche die benann-
ten Bereiche ausdrücklich fördern sollte, dazu Rixen u.a. NJW 2016, S. 125 ff.
9）　Der nachfolgende Text ist in einer deutlich verkürzten Fassung bereits in Pfle-
gerecht 9/2016, S. 556─563 erschienen.
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den Eindruck gewinnen, dass oft weniger über Sachpositionen 
gestritten wird als über terminologische Fragen. Sterbehilfe wird 
bisher üblicherweise definiert als jedes Tun oder Unterlassen, 
welches einem schwer kranken oder sterbenden Menschen er-
möglicht, einen nach seinen eigenen Vorstellungen menschen-
würdigen Tod zu sterben.10） Dazu gehören insbesondere Zuwen-
dung und Pflege sowie die Gabe von schmerzlindernden Medika-
menten, selbst wenn diese den Sterbevorgang beschleunigen 
können.
Der bislang in der Rechtswissenschaft, Theologie und Moralphi-
losophie vorherrschende Sprachgebrauch unterscheidet zu-
nächst die aktive von der passiven Sterbehilfe, wobei als entschei-
dendes Differenzierungskriterium das Vorliegen von aktivem 
Tun (z.B. Vergabe eines Schmerzmittels) oder bloßem Unterlas-
sen (Nichtfortführung der Behandlung) angenommen wird. Hin-
zu tritt die indirekte Sterbehilfe, welche sich dadurch auszeich-
net, dass eine (aktive oder passiv vorgenommene) Handlung mit 
dem Primärziel der Schmerzlinderung erfolgt, wobei aber eine 
Verkürzung der verbleibenden Lebenserwartung billigend in 
Kauf genommen wird.11） Das wichtigste Beispiel hierfür ist die 
schmerzstillende, aber lebenszeitverkürzende Schmerzmittelver-
10）　Die maßgebende Definition von Roxin im Handbuch des Medizinstrafrechts, 
hg. von Roxin und Schroth, S. 83 lautet wie folgt: „Unter Sterbehilfe (Euthanasie) 
versteht man eine Hilfe, die einem schwer erkrankten Menschen auf seinen 
Wunsch oder doch zumindest im Hinblick auf seinen mutmaßlichen Willen ge-
leistet wird, um ihm einen seinen Vorstellungen entsprechenden menschenwür-
digen Tod zu ermöglichen“.
11）　Für einen systematischen Überblick über die Fallgruppen vgl. etwa Hilgen-
dorf, Einführung in das Medizinstrafrecht, 2016, Kap. 4 Rn. 5 ff.; ausführlich Ul-
senheimer, Arztstrafrecht in der Praxis, 5. Aufl. 2015, Teil 3 (S. 398─448).
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gabe. Eine vierte, derzeit im Mittelpunkt der Diskussion stehen-
de Fallgruppe stellt die Unterstützung eines Suizids dar, wobei es 
sich bei dem Unterstützer z.B. um einen Angehörigen oder einen 
Arzt handeln kann (so genannter ärztlich assistierter Suizid12）). 
Die damit skizzierte Begrifflichkeit herrscht nicht nur in den 
Wissenschaften vor, sondern liegt auch der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs13） zugrunde und entspricht dem Sprachge-
brauch des Gesetzgebers.14）
Es ist allerdings schon seit längerem bekannt, dass die Unter-
scheidung von aktiver und passiver Sterbehilfe, indirekter Ster-
behilfe und assistiertem Suizid nicht alle terminologischen Un-
klarheiten zu lösen vermag. Zum einen ist dieser Fachsprachge-
brauch relativ weit vom Sprachgebrauch des Alltags entfernt. Bei 
einem so wichtigen, jeden Menschen betreffenden Fragenkom-
plex wäre eine „volksnähere“ Sprache wünschenswert. Zum an-
deren ist insbesondere die Unterscheidung zwischen aktivem 
Tun und (passivem) Unterlassen in der Moralphilosophie und Ju-
risprudenz umstritten; in der Strafrechtswissenschaft wird über 
diese Unterscheidung schon seit Jahrzehnten diskutiert.15）
12）　Rechtsvergleichend Weißer ZStW 2016, S. 106 ff.
13）　Der BGH hat in seiner bekannten Entscheidung BGHSt 55, 191 ff. keineswegs 
die Unterscheidbarkeit von aktivem Tun und Unterlassen geleugnet, sondern zu 
Recht festgestellt, dass es für die Straflosigkeit eines Behandlungsabbruchs nicht 
darauf ankommen kann, ob er sich äußerlich als aktives Tun oder als Unterlassen 
darstellt. Der Sache nach wurden dadurch Fälle, die früher als aktive Sterbehilfe 
bezeichnet worden wären, in den Bereich des straflosen, weil von einer Einwilli-
gung des Patienten gedeckten Behandlungsabbruchs einbezogen.
14）　Zuletzt Bundestags-Drucksache 18/5373, S. 10, 18 und passim.
15）　Siehe nur Jesckeck/Weigend, Lehrbuch des Strafrechts. Allgemeiner Teil, 5. 
Aufl. 1996, § 58.
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In der Tagespresse und der eher populären Literatur stößt man 
in jüngerer Zeit häufig auf die Unterscheidung des Sterbens „an 
der Hand“ eines anderen Menschen im Gegensatz zum Sterben 
„von der Hand“ des anderen. Mit diesem Sprachgebrauch soll die 
Grenze zwischen der zulässigen und der unzulässigen Sterbehilfe 
markiert werden. Teilweise finden sich auch Versuche, auf den 
Begriff „Sterbehilfe“ ganz zu verzichten. Die Hand-Metapher ist 
eingängig und von fast poetischer Färbung. Hände benutzen wir 
zur Begrüßung, zum Abschied, zur Nahrungsaufnahme, aber 
auch zum Segnen und zum Zeichen des Friedensschlusses, um 
nur einige wenige wichtige Verhaltensformen zu nennen. Das 
Bild vom Sterben „an der Hand“ des Freundes oder Verwandten 
oder auch des Arztes und Helfers beschwört deshalb Gefühle der 
Geborgenheit, Vertrautheit und Sicherheit herauf. Dagegen ver-
binden wir mit der Metapher des Sterbens „von der Hand“ eines 
anderen eher Straftaten wie die Tötung oder den Mord. Das Bild 
lässt sich noch weiterführen, etwa wenn vom „eigenhändigen 
Sterben“ durch Suizid gesprochen wird.
Die angesprochenen Beispiele zeigen aber schon, dass das Bild 
vom Sterben „an“ bzw. „von“ der Hand eines Anderen zwar ein-
gängig und ansprechend ist, andererseits jedoch auch offen für 
vielfältige und ganz unterschiedliche Interpretationen. Mit der In-
terpretationsweite eröffnet sich ein erhebliches Identifizierungs-
potenzial, welches wiederum durchaus akzeptanzsteigernd wir-
ken kann. Wohl auch deshalb ist das Bild bei Journalisten sehr 
beliebt. Gleichzeitig besteht aber die Gefahr, dass ethisch und 
rechtlich ganz unterschiedlich zu bewertende Handlungsweisen 
unter die Metapher des Sterbens „an der Hand“ subsumiert wer-
den, was auf eine Täuschung der Adressaten hinauslaufen würde.
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Es sprechen daher die überwiegenden Argumente dafür, vorerst 
bei der bewährten, weil relativ präzisen und die ethisch wie 
rechtlich entscheidenden Differenzierungen erfassenden Termi-
nologie zu bleiben. Gerade aus Sicht der Strafrechtswissenschaft 
sollte die Unterscheidung zwischen aktivem Tun und Unterlas-
sen nicht eingeebnet werden, da, wie bereits angedeutet, an das 
Unterlassen andere Strafbarkeitsvoraussetzungen gestellt wer-
den als an das aktive Tun.16）
II. Zur strafrechtlichen Bewertung von Sterbehilfe
Sterbehilfe ist nur unter besonderen Voraussetzungen strafrecht-
lich relevant. Zu nennen ist einmal die Verweigerung von Sterbe-
hilfe, etwa die Verweigerung von Pflege oder von schmerzlin-
dernden Medikamenten. Derartige Unterlassungen können als 
Körperverletzung (durch Unterlassen) oder, wenn durch sie der 
Sterbezeitpunkt vorverlegt wird, sogar als Tötung durch Unter-
lassen bewertet werden. Davon zu unterscheiden ist der gerecht-
fertigte Behandlungsabbruch, also das Unterlassen weiterer le-
bensverlängernder Maßnahmen auf Wunsch des Patienten. 
Wenn der Patient auf Weiterbehandlung verzichtet, wird man in 
der Regel insoweit17） eine Aufhebung der ärztlichen Garantenstel-
lung anzunehmen haben. Eine aufgezwungene Weiterbehand-
lung gegen den Willen des Patienten wäre dann sogar als Kör-
perverletzung, § 223 StGB, oder Nötigung, § 240 StGB strafbar, 
u.a. auch als Freiheitsberaubung, § 239 StGB, z.B. wenn der Pati-
16）　Überblick bei Hilgendorf/Valerius, Strafrecht Allgemeiner Teil, 2. Aufl. 2015, §
11.
17）　Dagegen bleibt der Arzt bzw. das Pflegepersonal zu einer Grundversorgung, 
die auch die Schmerzlinderung umfasst, verpflichtet.
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ent daran gehindert wird, das Krankenhaus zu verlassen.
Strafrechtlich grundsätzlich relevant sind jedoch auch und gera-
de aktive Handlungen, sofern sie den Sterbevorgang beschleuni-
gen, also den Zeitpunkt des Todes vorverlegen. Dies ist beson-
ders augenfällig bei der aktiven direkten Tötung auf Verlangen, 
die in § 216 StGB unter Strafe gestellt ist, also der gezielten Tö-
tung eines anderen auf dessen Wunsch hin.18） Auch die aktive in-
direkte Sterbehilfe barg lange Zeit erhebliche Strafbarkeitsrisi-
ken. Es geht dabei etwa um die Vergabe von schmerzstillenden, 
aber die verbleibende Lebenszeit verkürzenden Medikamenten. 
Erst in den 90er Jahren des 20. Jahrhunderts rang sich der Bun-
desgerichtshof (BGH) zu der Entscheidung durch, eine solche 
indirekte Sterbehilfe sei zwar als zwar tatbestandsmäßige Tötung 
einzustufen, sie sei jedoch gerechtfertigt, weil, so der BGH, das 
geschützte Rechtsgut, nämlich die Schmerzfreiheit und mittelbar 
die Menschenwürde des Patienten, das durch die Medikamen-
tenvergabe beeinträchtigte Rechtsgut, nämlich das Leben des Pa-
tienten, wesentlich überwiege.19） Diese Rechtsprechung wird 
heute jedenfalls im Ergebnis in der Strafrechtswissenschaft kaum 
mehr angezweifelt.20）
Die derzeitige Debatte um die Sterbehilfe wurde dadurch ausge-
löst, dass in die neue, rechtlich allerdings unverbindliche Muster-
berufsordnung für Ärzte (2011) eine Passage eingeführt wurde, 
die Medizinern die Hilfe bei einem Patientensuizid kategorisch 
18）　Dazu ausführlich Hilgendorf, in Arzt/Weber/Heinrich/Hilgendorf, Strafrecht 
Besonderer Teil, 3. Aufl. 2015, § 3 Rn. 13 ff.
19）　BGHSt 42, 301 (305).
20）　Vgl. nur Roxin (Fn. 10), S. 86 ff.
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verbieten sollte.21） Nur ein Teil der Landesärztekammern ist dem 
gefolgt.22） Patientensuizide liegen etwa vor, wenn ein Patient in 
Selbsttötungsabsicht eine Überdosis von Medikamenten zu sich 
nimmt oder eine Patientin mit Selbsttötungswillen die Morphin-
pumpe so weit aufdreht, dass eine Überdosis an Schmerzmitteln 
ihre verbleibende Lebenserwartung verkürzt. Andere Formen 
des Patientensuizids sind der Verzicht auf Nahrung (sogenanntes 
Sterbefasten) oder schlicht die Verweigerung einer weiteren le-
bensverlängernden medikamentösen Behandlung.
Eine tatbestandsmäßige Beihilfe des Arztes dazu kommt etwa in 
Betracht durch die Vergabe (oder einfach das „Liegenlassen“) 
entsprechender lebenszeitverkürzender Medikamente, welche 
der Patient zu sich nimmt, die Einstellung einer Morphinpumpe 
in der Weise, dass sich der Patient eine Überdosis zuführen 
kann, das Abstandnehmen von Zwangsernährung beim Sterbe-
fastenden (bei weitergeführter Basisversorgung) oder den Ver-
zicht auf die heimliche Verabreichung von Medikamenten.
III.  Auswirkungen des neuen § 217 StGB  
auf die strafrechtliche Erfassung der Sterbehilfe
Strafrechtlich gesehen war die Beihilfe zum freiverantwortlichen 
Patientensuizid bisher stets straflos. Dies ergab sich aus dem all-
gemeinen Grundsatz, dass ohne eine tatbestandsmäßige und 
rechtswidrige Haupttat auch eine strafbare Beihilfehandlung aus-
scheidet.23） Am 10. 12. 2015 trat das Gesetz zur Strafbarkeit der ge-
21）　Eingehend von Zezschwitz, Ärztliche Suizidbeihilfe im Straf- und Standesrecht. 
Diss. Würzburg 2016, Teil 2 Kap. 2 III. 2. b.
22）　Von Zezschwitz (Fn. 21), Teil 2 Kap. 3.
23）　Hilgendorf/Valerius, Strafrecht Allgemeiner Teil (Rn. 16), § 9 Rn. 107.
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schäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung24） in Kraft, wonach 
die geschäftsmäßige Hilfe bei der Selbsttötung künftig unter 
Strafe stehen soll. Der neue § 217 StGB hat folgenden Wortlaut:
„Wer in der Absicht, die Selbsttötung eines anderen zu för-
dern, diesem hierzu geschäftsmäßig die Gelegenheit ge-
währt, verschafft oder vermittelt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Als Teilnehmer 
bleibt straffrei, wer selbst nicht geschäftsmäßig handelt und 
entweder Angehöriger des in Absatz 1 genannten anderen 
ist oder diesem nahesteht.“
In der Gesetzesbegründung wird das Recht auf Selbstbestim-
mung auch im Sterben ausdrücklich anerkannt: „Der grundge-
setzlichen Garantie der körperlichen Integrität, Art. 2 Abs. 2 des 
Grundgesetzes (GG), und des Persönlichkeitsschutzes, Art. 2 
Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG, ist ein umfassendes Grundrecht 
auf Selbstbestimmung zu entnehmen, das sich auch im Bereich 
der Medizin auswirkt und unter anderem die Verbindlichkeit au-
tonom getroffener Behandlungsentscheidungen verlangt. Dieses 
Selbstbestimmungsrecht erfasst auch das Recht, über den eige-
nen Tod zu entscheiden. Fasst eine einwilligungsfähige Person in 
Kenntnis der konkreten entscheidungsrelevanten Umstände den 
Entschluss, nicht weiter behandelt werden zu wollen, ist dies des-
halb für medizinisches und pflegerisches Personal verbindlich“.25）
Der Gesetzgeber weist zu Recht darauf hin, dass aus dem Recht 
24）　BGBL. I, 2015, S. 2177.
25）　Bundestags- Drucksache 18/5373, S. 10.
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auf einen selbstbestimmten Tod kein Anspruch auf Hilfeleistung 
durch Andere folge.26） Allerdings gibt es, und diesen Gesichts-
punkt hat der Gesetzgeber vielleicht nicht deutlich genug hervor-
gehoben, einen Anspruch darauf, dass der Staat die eigene 
grundrechtlich geschützte Selbstbestimmung beim Sterben nicht 
unverhältnismäßig einschränkt.27）
Aus der Sicht des Strafrechts stellt sich die Struktur des neuen 
Tatbestandes wie folgt dar: Zum objektiven Tatbestand gehören 
das Gewähren, Verschaffen oder Vermitteln einer Gelegenheit zur 
Selbsttötung. Ein „Taterfolg“ i.S. eines Suizids ist also nicht erfor-
derlich. Die damit umschriebene Tätigkeit muss außerdem ge-
schäftsmäßig erfolgen. Im subjektiven Tatbestand muss die Ab-
sicht, die Selbsttötung eines anderen zur fördern, festgestellt wer-
den. Hinsichtlich der Selbsttötung als solcher genügt nach dem 
Willen des Gesetzgebers aber einfacher Vorsatz.
Ein klarer Anwendungsfall des neuen § 217 StGB wäre etwa 
dann gegeben, wenn eine Person (nennen wir sie A) Sterbewilli-
gen regelmäßig einen tödlich wirkenden Stoff übergibt, um ihnen 
die Möglichkeit zum Suizid einzuräumen. A verschafft dem Ster-
bewilligen mit dem potentiell tödlichen Stoff die Möglichkeit, 
eine Selbsttötung zu begehen. „Geschäftsmäßig“ handelt, wer 
eine bestimmte Handlung oder Handlungsfolge immer wieder 
durchführt; „geschäftsmäßig“ bedeutet also soviel wie „auf Regel-
mäßigkeit hin angelegt“. Dabei spielt es keine Rolle, wenn zwi-
schen den Handlungen längere Pausen bestehen. In unserem 
26）　Ebenda.
27）　Hilgendorf, JZ 2014, S. 545 (549).
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Ausgangsfall handelt A also auch dann geschäftsmäßig, wenn er 
z.B. nur alle 2─4 Wochen entsprechende Medikamente an Sterbe-
willige aushändigt. A hat damit den objektiven Tatbestand des 
neuen § 217 StGB erfüllt. Er handelt in der Absicht, einen mögli-
chen Suizid zu unterstützen, auch wenn er den Suizid selbst nicht 
anstrebt. Damit ist auch der subjektive Tatbestand erfüllt. Falls 
nicht noch ein Rechtfertigungs- oder Entschuldigungsgrund ein-
greift, hat sich A nach § 217 strafbar gemacht.
Das Gewähren bzw. Verschaffen einer Möglichkeit zum Suizid 
kann nach dem Gesetzeswortlaut auf beliebige Weise erfolgen. 
Zu Recht weist die Begründung des neuen § 217 StGB darauf 
hin, dass das Gewähren einer Gelegenheit zur Selbsttötung etwa 
im „Überlassen einer Räumlichkeit oder von zur Selbsttötung ge-
eigneten Mitteln“ liegen kann.28） Dies betrifft etwa das Zuverfü-
gungstellen eines „Sterbezimmers“ oder die Übergabe von Medi-
kamenten, die einzeln oder in Kombination geeignet sind, einen 
Suizid herbeizuführen. Auch Schmerzmittel, wie sie etwa in der 
(stationären wie ambulanten) Palliativmedizin eingesetzt werden, 
können in einer Überdosis tödlich wirken. Wer sie einem Patien-
ten in einer hinreichend großen Dosis verschreibt oder aushän-
digt, verschafft (oder gewährt) diesem also die Möglichkeit einer 
Selbsttötung i.S.v. § 217 StGB.
Angenommen, A stellt der Sterbewilligen B einen Raum zur Ver-
fügung, in welchem B mit einer Überdosis an Medikamenten ih-
rem Leben selbst ein Ende setzen kann. Ein solcher Fall wäre 
28）　Bundestags-Drucksache 18/5373, S. 18.
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vom Wortlaut der Norm her von § 217 StGB erfasst: A hat der B 
eine Gelegenheit gewährt, sich selbst zu töten. Geschieht der-
gleichen nicht nur einmal, sondern mehrfach (wobei längere 
Zeitintervalle keine Rolle spielen) so liegt auch das Merkmal der 
Geschäftsmäßigkeit vor. A handelt mit dem erforderlichen sub-
jektiven Tatbestand. In Bezug auf die Hilfeleistung selbst handelt 
er absichtlich, in Bezug auf den Suizid liegt zumindest bedingter 
Vorsatz vor. An diesem Ergebnis ändert sich auch dann nichts, 
wenn A Arzt oder Pflegehelfer ist.
Eine Selbsttötung liegt immer vor, wenn sich ein Mensch durch 
Tun oder Unterlassen vorsätzlich selbst das Leben nimmt. Nicht 
nur die Einnahme einer tödlichen Überdosis an Medikamenten 
ist also eine Selbsttötung, sondern auch der Verzicht auf die wei-
tere Einnahme lebensnotwendiger Medikamente oder die Ver-
weigerung einer Weiterbehandlung im Bewusstsein, dadurch in 
Kürze zu sterben. Auch die Weigerung, Nahrung zu sich zu neh-
men, erfüllt die Voraussetzungen einer Selbsttötung. Dieses Er-
gebnis hat bedenkliche Konsequenzen für die Palliativ- und Hos-
pizmedizin.29） Wer einem sterbewilligen Schwerstkranken, der 
eine weitere Behandlung ablehnt, einen Raum zur Verfügung 
stellt, in welchem dieser, nur noch eine Grundversorgung erhal-
tend, in Ruhe sterben kann, gewährt dem Sterbewilligen die 
Möglichkeit der Selbsttötung. Dasselbe gilt, wer einem anderen 
die Möglichkeit einräumt, sich durch Sterbefasten das Leben zu 
nehmen. Sobald derartige Hilfeleistungen nicht bloß einmalig, 
sondern mehrfach oder regelmäßig erfolgen, wird der Straftatbe-
29）　Hilgendorf, Medizinstrafrecht (Fn. 11), Kap. 5 Rn. 18 ff.
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stand § 217 StGB erfüllt.
Es erscheint sogar denkbar, eine Suidizhilfe durch Rat oder 
durch Information anzunehmen. Angenommen, eine Patientin A 
mit einer tödlichen Erkrankung fragt ihren Arzt B, ob sie verster-
ben werde, wenn sie ein bestimmtes Medikament nicht mehr ein-
nehmen würde, was der Arzt wahrheitsgemäß bejaht. B hat in 
diesem Fall seiner Patientin durch Information eine Gelegenheit 
zur Selbsttötung verschafft.30） Geht man davon aus, dass B durch 
sein ärztliches Gewissen gehalten ist, auch in anderen vergleich-
baren Fällen wahrheitsgemäß Auskunft zu geben, so ist jedenfalls 
der objektive Tatbestand des § 217 StGB erfüllt.
Es spricht viel dafür, dass dem Gesetzgeber diese Folgen seiner 
Regelung nicht bewusst waren. Das Gesetz zielte darauf ab, die 
Tätigkeit von Sterbehilfevereinigungen wie „Sterbehilfe Deutsch-
land“ oder „Dignitas“ in Deutschland zu unterbinden. Es zielte 
nicht darauf ab, die Arbeit von Ärzten und Pflegekräften in Hospi-
zen und Palliativstationen zu erschweren. Im Strafrecht herrscht 
jedoch der Grundsatz, dass das Gesetz nach seinem Wortlaut an-
gewendet werden muss. Die darin zum Ausdruck kommende Ge-
setzesbindung der Strafjustiz ist ein zentrales, historisch unter 
vielen Anstrengungen erkämpftes und immer wieder gefährdetes 
Element des Rechtsstaats.31） Die mit einem Gesetz verbundenen 
30）　Dasselbe würde gelten, wenn ein Jurist oder ein Seelsorger konkret über Sui-
zidmöglichkeiten z.B. in der Schweiz informieren würde.
31）　Hilgendorf, Gesetzlichkeit als Instrument der Freiheitssicherung: Zur Grund-
legung des Gesetzlichkeitsprinzips in der französischen Aufklärungsphilosophie 
und bei Beccaria. In: Hans Kudlich, Juan Pablo Montiel und Jan C. Schuhr (Hg.), 
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Vorstellungen des Gesetzgebers spielen nur dann eine Rolle, 
wenn der Gesetzeswortlaut unklar ist. Dies ist hier aber nicht der 
Fall: dass das Gesetz die Bereitstellung von Räumlichkeiten zum 
Sterben erfasst, steht sogar ausdrücklich in der Gesetzesbegrün-
dung!32）
Das Problem wird dadurch verschärft, dass Sterbehilfevereini-
gungen wie „Sterbehilfe Deutschland“ und „Dignitas“ leicht in 
das Ausland ausweichen können ─ die Schweiz oder die Nieder-
lande sind von fast jedem Punkt in Deutschland mit dem Zug 
oder einem Taxi in wenigen Stunden erreichbar. Etwas anderes 
gilt für Hospize und Palliativeinrichtungen: Sie sind ortsfest und 
können (und sollen!) nicht das Ausland verlegt werden. So gese-
hen, erweist sich der neue § 217 StGB geradezu als „Palliativme-
dizinerschwerungsgesetz“!
IV. Erstes Zwischenergebnis
Damit ergibt sich folgende Situation: Das neue Gesetz ist untaug-
lich, problematischen Formen der Tätigkeit von Sterbehilfeorga-
nisationen wirksam einen Riegel vorzuschieben, da Suizidwillige 
ohne größere Schwierigkeiten auf Angebote in der Schweiz oder 
den Niederlanden ausweichen können. Dagegen erfasst § 217 
StGB seinem Wortlaut nach Praktiken wie die Vergabe größerer, 
potentiell tödlicher Dosen von Schmerzmitteln an Patienten im 
Rahmen der stationären oder ambulanten Palliativmedizin oder 
die Bereitstellung von Räumlichkeiten nach Behandlungsab-
bruch oder zum Zweck des Sterbefastens. Anders als Sterbehilfe-
Gesetzlichkeit und Strafrecht. Berlin 2012, S. 17 ff.
32）　Bundestags-Drucksache 18/5373, S. 18.
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vereinigungen wie etwa „Sterbehilfe Deutschland“ können Hospi-
ze und palliativmedizinische Einrichtungen nicht ohne weiteres 
in das Ausland ausweichen. Der Gesetzgeber hat diese Konse-
quenzen offenbar nicht gesehen.
V.  Möglichkeiten, das zu weit geratene Gesetz 
einschränkend zu interpretieren
Strafrechtsprechung und Strafrechtswissenschaft stehen nun vor 
der Aufgabe, einschränkende Interpretationen des § 217 StGB zu 
entwickeln, um die ─ auch vom Gesetzgeber ausdrücklich be-
fürwortete - Palliativ- und Hospizmedizin aus dem strafrechtli-
chen Graubereich zu bringen. Geht man davon aus, dass Sterbe-
fasten und Behandlungsabbruch grundrechtlich geschützt 
sind,33） so handelt es sich um den Versuch einer grundgesetzkon-
formen einschränkenden Norminterpretation.
1. Der Begriff „Selbsttötung“
Ein erster Ansatz könnte darin bestehen, das Verschaffen usw. ei-
ner „Gelegenheit zur Selbsttötung“ auf solche Selbsttötungen zu 
begrenzen, die aktiv, also durch eigenes Tun, begangen werden. 
Auf diese Weise könnte man versuchen, zumindest Fälle wie die 
Bereitstellung von Räumlichkeiten zum Sterbefasten oder zum 
Versterben nach Behandlungsabbruch aus dem Anwendungsbe-
reich des § 217 StGB herauszunehmen. Für diesen Ansatz 
spricht, dass der Gesetzgeber bei der Schaffung der Norm offen-
bar die Möglichkeit eines Suizids durch Unterlassen (von Nah-
rungsaufnahme, aber auch durch Verzicht auf lebensnotwendige 
33）　Jedenfalls für den Behandlungsabbruch eindeutig in diesem Sinne Bundestags-
Drucksache 18/5373, S. 10.
47
Sterben im Schatten des Strafrechts
Medikamente usw.) nicht gesehen hat. Dieser Ansatz scheitert 
aber wohl daran, dass nach dem allgemeinen und auch juristi-
schen Sprachgebrauch eine „Selbsttötung“ sowohl durch Tun als 
auch durch Unterlassen begangen werden kann. Letzteres ist z.B. 
im Versicherungsrecht allgemein anerkannt.34） Auch aus ethi-
scher Perspektive ist die Möglichkeit eines „passiven Suizids“ 
ohne Weiteres anzunehmen.35） Hätte der Gesetzgeber Fälle der 
Selbsttötung durch Unterlassen nicht erfassen wollen, so hätte er 
dies im Gesetzeswortlaut deutlich machen müssen.
Der Begriff „Selbsttötung“ ist im Übrigen auch in anderen Hin-
sichten wesentlich weiter, als dies in den Gesetzesberatungen an-
genommen wurde. Nach dem üblichen Sprachgebrauch, dem 
auch die Rechtswissenschaft weitgehend folgt, liegt eine Selbsttö-
tung (Suizid) immer dann vor, wenn sich ein Mensch vorsätzlich 
selbst tötet, also den Sterbezeitpunkt vorverlagert. Darunter fal-
len nicht bloss direkte Selbsttötungen durch eigenes Tun oder 
Unterlassen. Eine Selbsttötung dürfte auch dann anzunehmen 
sein, wenn man sich vorsätzlich in eine Lage bringt, in der man 
durch einen anderen oder durch natürliche Umstände getötet 
wird. Wer mit dem Hinrichtungsopfer heimlich die Plätze tauscht 
und hingerichtet wird, begeht Suizid. Ein Suizid liegt auch dann 
vor, wenn man Faktoren, die das eigene Sterben aufgehalten ha-
ben, vorsätzlich aufhebt, also z.B. einen Herzschrittmacher ab-
34）　Vgl. § 161 Abs. 1 S. 1 VVG: „Bei einer Versicherung für den Todesfall ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn die versicherte Person sich vor 
Ablauf von drei Jahren nach Abschluss des Versicherungsvertrags vorsätzlich 
selbst getötet hat.“
35）　So zu Recht Birnbacher, abrufbar unter www.hpd.de.
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stellt oder lebensrettende Medikamente nicht mehr einnimmt, 
obwohl man damit rechnet, als Folge dieser Handlung oder Un-
terlassung zu sterben. Deshalb dürfte auch ein vorsätzlich her-
beigeführter Behandlungsabbruch, wenn er zu einer Vorverlage-
rung des Todeszeitpunkts führt, als Suizid i.S.d. § 217 StGB zu 
bewerten sein.36） Im Übrigen sind auch die Motive, aus denen ein 
Suizid begangen wird, für die Qualifikation als Selbsttötung uner-
heblich: die Angst vor Schmerz wird ebenso erfasst wie die Auf-
opferung für Kameraden im Krieg oder religiöse Motive („Opfer-
tod“). Auch politische (z.B. Selbstverbrennung als politischer Ap-
pell) oder wissenschaftliche Motive (Selbstversuch mit neuen, 
potentiell tödlichen Medikamenten) sind denkbar, ebenso Suizide 
aus Liebe (Romeo und Julia) oder aus Rache bzw. Schädigungs-
absicht (z.B. um „ein Geheimnis mit ins Grab zu nehmen“).
Problematisch wird das Vorliegen einer Selbsttötung dann, wenn 
die eigene Handlung oder Unterlassung nicht sicher mit einer 
Vorverlagerung des Todeszeitpunkts verknüpft sind, sondern 
nur mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit, und der Suizident 
dies auch weiss.37） Dies gilt vor allem dann, wenn zwischen der in 
36）　Dagegen stellt ein Behandlungsabbruch keinen Suizid i.S.v. § 161 VVG dar, 
weil es (wertungs-)widersprüchlich wäre, dem Patienten einerseits unter Verweis 
auf sein Selbstbestimmungsrecht einen Behandlungsabbruch zu gestatten, ande-
rerseits den Nachkommen die Versicherungsleistung zu versagen. Es erscheint 
deshalb sinnvoll und wohl auch verfassungsrechtlich geboten, den Begriff der 
„Selbsttötung“ in § 161 Abs. 1 S. 1 VVG enger zu fassen als bei § 217 StGB und 
Suizidformen wie den Behandlungsabbruch oder das Sterbefasten darunter nicht 
zu subsumieren.
37）　Ein Suizident betritt einen Tigerkäfig. Dass der Tiger ihn angreift und tötet, ist 
möglich, aber nicht sicher. Nach hier gewählter Terminologie handelt es sich im-
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Frage stehenden Handlung bzw Unterlassung und dem ins Auge 
gefassten Todeseintritt eine größere zeitliche Distanz liegt. Be-
geht Suizid bzw. einen Suizidversuch, wer Nikotin, Alkohol oder 
andere Drogen in so hohen Dosen zu sich nimmt, dass eine Vor-
verlagerung des Todeszeitpunkts denkbar oder sogar wahr-
scheinlich erscheint? Der Sprachgebrauch ist hier nicht eindeu-
tig.38） Es dürfte aber auf der Hand liegen, dass § 217 StGB in die-
sem Bereich keinen sinnvollen Anwendungsbereich finden kann.
Alles in allem wird man festhalten können, dass der in § 217 ver-
wendete Begriff der „Selbsttötung“ so weit ist, dass sich eine zu-
friedenstellende Eingrenzung des neuen Tatbestandes darüber 
nicht erreichen lässt.
2. Geschäftsmäßiges Handeln
Ein zweiter Weg, den zu weit geratenen § 217 StGB einzuschrän-
ken, könnte darin bestehen, auf das Wort „geschäftsmäßig“ abzu-
heben und bei Tätigkeiten im Kontext der Hospiz- und Palliativ-
medizin ein geschäftsmäßiges Handeln zu verneinen. Anders als 
beim Begriff der „Selbsttötung“ hat der Gesetzgeber versucht, 
den Begriff „geschäftsmäßig“ so genau wie möglich zu definie-
ren. Nach dem Willen des Gesetzgebers stellt die „Geschäftsmä-
mer dann um einen Suizid (bei Tötung) oder Suizidversuch (bei Ausbleiben der 
Tötung), wenn der Suizident seinen Tod entweder beabsichtigt, wissentlich her-
beiführen will oder sich zumindest damit abfindet, dass der Tiger ihn töten könn-
te. Voraussetzung ist stets, dass das Tötung führende Verhalten des Suizidenten 
freiverantwortlich erfolgt.
38）　Bemerkenswerterweise finden sich in der Umgangssprache aber durchaus Be-
zeichnungen wie „Selbstmord auf Raten“.
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ßigkeit“ das wesentliche Abgrenzungsmerkmal zwischen erlaub-
ter und verbotener Suizidhilfe dar.39） Auch dieser Ansatz wirft je-
doch erhebliche Schwierigkeiten auf:
In der Gesetzesbegründung heißt es, geschäftsmäßig handele je-
der, der „die Wiederholung gleichartiger Taten zum Gegenstand 
seiner Beschäftigung machen will.“40） Dazu soll sogar schon ein 
erstmaliges Angebot ausreichen können, wenn es „den Beginn 
einer auf Fortsetzung angelegten Tätigkeit darstellt.“41） Man wird 
also unter einem „geschäftsmäßigen Handeln“ jedes Tun oder 
Unterlassen zu verstehen haben, welche regelmäßig ausgeführt 
wird oder zumindest auf Wiederholung angelegt ist. Nun ist aber 
offensichtlich, dass ein Palliativmediziner, der seinen Patienten 
regelmäßig ambulant hohe Dosen an Schmerzmitteln zur Verfü-
gung stellt, die, wenn sie auf einmal eingenommen werden, töd-
lich wirken, nicht nur einmalig handelt. Das Zuverfügungstellen 
etwa einer „Schmerzmittel-Notfallbox“ ist vielmehr gerade ein 
Kernelement seiner ambulant-palliativen Praxis. Es geschieht 
nicht nur einmal, sondern regelmäßig, mithin geschäftsmäßig. 
Der Fall des ambulant tätigen Palliativmediziners lässt sich daher 
mittels des Tatbestandsmerkmals der Geschäftsmäßigkeit nicht 
ohne weiteres aus dem Anwendungsbereich des § 217 StGB her-
ausnehmen.
Nicht anders verhält es sich beim Zur-Verfügung-Stellen von 
Räumlichkeiten zum Sterbefasten. Derartige Räume werden 
39）　Bundestags-Drucksache 18/5373, S. 16.
40）　Bundestags-Drucksache 18/5373, S. 17.
41）　Ebenda.
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nicht bloß einmalig zur Verfügung gestellt, sondern regelmäßig 
vorgehalten und immer wieder genutzt, weil entsprechende Ster-
bewünsche von Patienten heute in der Regel respektiert werden. 
Eine Zwangsernährung wäre, wie oben erwähnt,42） sogar als Nö-
tigung und Körperverletzung strafbar. Ohne Übertreibung wird 
man sagen dürfen, dass das Bereitstellen von Räumlichkeiten 
zum Sterbefasten in vielen Palliativstationen und Hospizen heute 
bereits zum Standard gehört. Wenn dies zutrif ft, so bedeutet 
dies, dass in allen diesen Fällen ein regelmäßiges, auf Wiederho-
lung angelegtes und damit geschäftsmäßiges Handeln anzuneh-
men ist. Im Ergebnis folgt daraus, dass über eine wortlautgetreue 
Interpretation des Tatbestandsmerkmals der Geschäftsmäßigkeit 
keine sinnvolle Einschränkung des Anwendungsbereichs des 
neuen § 217 StGB erreicht werden kann.
Wie könnte eine einschränkende Auslegung des Merkmals der 
Geschäftsmäßigkeit“ aussehen? Vorausgeschickt sei die Bemer-
kung, dass eine einschränkende Interpretation gerade bei einem 
so neuen Gesetz offenkundig methodologisch außerordentlich 
problematisch ist, wenn der Gesetzgeber, wie hier, so viel Mühe 
darauf verwendet hat, den Begriff selbst zu definieren. Respekt 
vor dem Willen des Gesetzgebers könnte es nahelegen, den Be-
griff in der Weite zu verwenden, die der Gesetzgeber selbst fest-
geschrieben hat. Folgt man dem nicht, so sind grundsätzlich 
zwei Wege denkbar, um das Merkmal der „Geschäftsmäßigkeit“ 
einschränkend auszulegen: auf der objektiven Tatseite, indem 
man auf ein bestimmtes äußeres Erscheinungsbild des Täters 
42）　Siehe oben II. am Anfang.
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bzw. der Tätergruppe abstellt,43） oder auf der subjektiven Tatsei-
te, indem man eine bestimmte Zielsetzung oder Motivationslage 
des bzw. der Akteure verlangt.44） Beide Wege sind bereits began-
gen worden:
Gaede hat jüngst vorgeschlagen, den Begriff der „Geschäftsmä-
ßigkeit“ in § 217 StGB auf der objektiven Tatseite restriktiv zu in-
terpretieren.45） Eine Strafbarkeit soll nur dann eintreten, wenn 
„die wiederholte Suizidhilfe entweder der Hauptaufgabe der Tä-
tigkeit darstellt oder auf eine Art und Weise geleistet wird, die sie 
nicht mehr nur als ultima ratio innerhalb der Patientenbeziehung 
ausweist.“ Auf diese Weise lässt sich möglicherweise das Zur-
Verfügung-Stellen einer Räumlichkeit zum Zweck der Selbsttö-
tung durch Sterbefasten aus dem Bereich der Strafbarkeit her-
ausnehmen, nicht aber die Tätigkeit des ambulant tätigen Pallia-
tivmediziners, der regelmäßig hohe Dosen starker und in einer 
Überdosis auch tödlich wirkender Schmerzmittel verschreibt. 
43）　Anknüpfungspunkte könnten etwa sein der Anstellungsort (Krankenhaus, 
Hospiz, private Arztpraxis), die ärztliche Approbation oder der Schwerpunkt der 
beruflichen Tätigkeit. Es ist aber unschwer zu sehen, dass sich mittels derartiger 
Kriterien keine klare Abgrenzung erreichen lässt.
44）　Zu denken wäre etwa an das Vorliegen von Tötungsabsicht oder, allgemeiner, 
Tötungswillen oder an das Vorliegen eines wie auch immer gearteten Eigeninter-
esses am Tod des Sterbewilligen. Auch hier ist leicht zu erkennen, dass derartige 
subjektive Aspekte bei Medizinern und Pflegekräften genauso fehlen oder vorlie-
gen können wie bei Angehörigen einer Sterbehilfeorganisation. Letztere dürfte in 
aller Regel aus Mitleid oder zumindest aus einem altruistischen Impuls heraus 
handeln, eine Motivationslage, die auch bei Ärzten und Pflegekräften häufig vor-
kommen wird. Einen primären Tötungswillen wird man im Regelfall bei keinem 
der Beteiligten annehmen können.
45）　Gaede, JuS 2016, S. 385 (390).
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Selbst wenn sich Gaedes sehr diskussionswürdiger Vorschlag 
durchsetzen würde, wäre damit also nur ein Teil der Probleme 
gelöst.
Bereits in der Gesetzesbegründung wird im Rahmen des Kon-
zepts der „Geschäftsmäßigkeit“ eine subjektive Abgrenzung vor-
geschlagen: Tätigkeiten, „die Angehörige von Heilberufen im 
Rahmen medizinischer Behandlung, z.B. in Krankenhäusern, 
Hospizen und anderen palliativmedizinischen Einrichtungen leis-
ten“, fielen nicht unter § 217 StGB, weil die Hilfe zum Suizid 
„nicht dem Selbstverständnis dieser Berufe und Einrichtungen 
[entspreche] und ︙ daher von diesen grundsätzlich auch nicht 
gewährt“ werde. „Sollte im Einzelfall aber gleichwohl von diesem 
Personenkreis Suizidhilfe gewährt werden, geschieht dies typi-
scherweise gerade nicht ‚geschäftsmäßigʻ, also in der Absicht, 
dies zu einem wiederkehrenden oder dauernden Bestandteil der 
Beschäftigung zu machen“.46）
Was ist von dieser Begründung zu halten? Die oben angespro-
chenen Formen der Hilfe zum Suizid ─ Bereithalten bzw. Zur-
Verfügung-Stellen einer besonderen Räumlichkeit beim Sterbe-
fasten oder die Verschreibung einer hohen, potentiell auch tödli-
46）　Bundestags-Drucksache 17/5373, S. 18. Siehe auch Hillenkamp, KriPoz 2016, 
S. 3 (8 f.), der bei der Feststellung von „Geschäftsmäßigkeit“ auch in Bezug auf 
die erneute Vornahme der in Frage stehenden Handlung Absicht verlangen will. 
Der Täter muss also sozusagen die Absicht haben, die Tathandlung nicht nur ein-
mal, sondern mehrmals auszuüben. In den im Text diskutierten beiden Fallge-
staltungen der ambulanten Palliativversorgung mit Schmerzmitteln und des Ster-
befastens führt dieser Weg indes wohl nicht zu einer Strafbarkeitseinschränkung.
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chen Medikamentendosis im Rahmen der ambulanten Palliativ-
versorgung ─ entsprechen durchaus dem Verständnis vieler 
Hospize und Palliativeinrichtungen von einer angemessenen und 
ethisch gebotenen Versorgung von Sterbenden. Die entgegenste-
hende Behauptung in der Gesetzesbegründung ist also falsch. 
Entsprechende Hilfen werden in vielen Einrichtungen bereits ge-
währt. Der neue § 217 StGB zieht diese Tätigkeiten nun ohne 
hinreichende Begründung in einen strafrechtlichen Graubereich; 
aus dem Schutz vor einigen wenigen angeblich übereifrigen 
„Sterbehelfern“ wird ein flächendeckender Zwang zum Weiterle-
ben.47） Die Behauptung, es fehle bei der Unterstützung des Ster-
befastens oder der ambulanten Schmerztherapie an der „Absicht, 
dies zu einem wiederkehrenden oder dauernden Bestandteil der 
Beschäftigung zu machen“ ist ebenfalls offenkundig unzutreffend
─ Sterbezimmer und die Verschreibung von Schmerzmitteln in 
hohen Dosen sind grundsätzlich sogar als Pflichtangebote einer 
humanen Hospiz- und Palliativmedizin anzusehen.
Im Ergebnis wird man festhalten können, dass auch das Merk-
mal der „Geschäftsmäßigkeit“ nicht geeignet ist, die Tätigkeit im 
Rahmen von Sterbehilfeorganisationen von Tätigkeiten, wie sie 
etwa in Hospizen oder Palliativstationen vorkommen, mit hinrei-
chender Sicherheit voneinander abzugrenzen. Dies gilt auch 
47）　Gerade angesichts der erst allmählich ins Bewusstsein rückenden Formen der 
Übertherapie am Lebensende (dazu Thöns, Patient ohne Verfügung, 2016) muss 
dies zu erheblichen Bedenken Anlass geben. Offenbar hat die Ökonomisierung 
unseres Gesundheitswesens zu außerordentlich inhumanen Formen der Kom-
merzialisierung des Sterbens geführt, die durch den neuen § 217 StGB sogar 
noch gedeckt und befördert werden.
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dann, wenn man, über den Willen des Gesetzgebers hinaus, zu-
sätzliche einschränkende Gesichtspunkte bei den objektiven 
oder den subjektiven Voraussetzungen von „Geschäftsmäßigkeit“ 
einführt.
3. Der subjektive Tatbestand
Ein dritter Weg, um die zu weit geratene Strafnorm zu begren-
zen, könnte im subjektiven Tatbestand gesucht werden. Dieser 
Ansatz ist allerdings aus gleich zwei Gründen von vornherein 
problematisch: Zum einen ist der subjektive Tatbestand, also die 
Prüfung von Vorsatz und (bewusster) Fahrlässigkeit, notorischen 
Beweisschwierigkeiten ausgesetzt. Psychische Vorgänge sind 
kaum objektiv erkennbar und beweisbar, missbräuchlichen 
(Schutz-)Behauptungen ist Tür und Tor geöffnet. Zum anderen 
bedeutet die Entscheidung, zur Prüfung des subjektiven Tatbe-
standes überzugehen, dass der objektive Tatbestand als gegeben 
angesehen wird. Der objektive Tatbestand beschreibt aber, so die 
bisher von der Strafgesetzgebungs- und Strafrechtslehre vertre-
tene Auffassung, einen Unrechtstyp,48） also etwa einen (objektiv 
vorliegenden) Totschlag, eine (objektiv vorliegende) Beleidigung 
oder eine (objektiv vorliegende) Sachbeschädigung. Wollen wir 
wirklich sagen, dass der Arzt, der seinem Patienten hohe Dosen 
an Schmerzmitteln oder eine Räumlichkeit zum Sterbefasten zur 
Verfügung stellt, einen Unrechtstatbestand verwirklicht? Das ist 
zumindest bei Zugrundelegung der moralischen Ansichten der 
Bevölkerungsmehrheit kontraintuitiv; üblicherweise würde man 
48）　Jescheck/Weigend, Strafrecht Allgemeiner Teil (Fn. 15) S. 207 sprechen vom 
„Unrechtstatbestand im Sinne des „Inbegriffs der für die betreffende Deliktsart 
typischen Momente der Rechtswidrigkeit.“
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sogar sagen, dass der Arzt in beiden Fällen etwas tut, was soziale-
thisch positiv zu bewerten ist, also gerade nicht als Unrecht zu 
qualifizieren ist.49）
§ 217 erfordert in seinem subjektiven Tatbestand Vorsatz sowie 
zusätzlich die Absicht, eine Selbsttötung zu fördern. Zumindest 
beim Zur-Verfügung-Stellen einer Räumlichkeit zum Sterbefasten 
dürfte der subjektive Tatbestand sicher zu bejahen sein: Der Arzt 
weiß, dass der Sterbewillige einen Suizid plant, und auch im Hin-
blick auf die Bereitstellung des Raumes, also der „Gewährung ei-
ner Möglichkeit zur Selbsttötung“, handelt er vorsätzlich. Besitzt 
der Arzt auch die „Absicht“, eine Selbsttötung zu fördern? Das 
Zur-Verfügung-Stellen der Räumlichkeit erfolgte zielgerichtet, 
mithin absichtlich. Man könnte aber meinen, dass es doch nicht 
die Absicht des Arztes gewesen sei, eine „Selbsttötung“ zu för-
dern; mit dieser habe er gerechnet und sich mit ihr abgefunden, 
vielleicht habe er sie auch als sicher vorausgesehen (Wissent-
lichkeit), er habe sie aber nicht zielgerichtet verwirklichen wol-
len, insofern also keinen dolus directus ersten Grades (Absicht) 
gehabt.50） Dies dürfte im Grundsatz zutreffen. Allerdings hat der 
Gesetzgeber in den Gesetzesmaterialien ausdrücklich betont, 
dass nur die Förderung als solche absichtlich erfolgen müsse; 
49）　Natürlich lassen sich die Unterstützung des Sterbefastens und eine ambulante 
Palliativmedizin mittels Zur-Verfügung-Stellen hoher und potentiell tödlicher Do-
sen an Schmerzmitteln auch negativ bewerten ─ als Hilfe zum (verbotenen) Sui-
zid und als (fahrlässige) Gefährdung von Leben. Vertritt man diese Position, 
dann mag auch eine Strafbarkeit entsprechender Verhaltensweisen nach § 217 
StGB als angemessen erscheinen.
50）　Für einen Überblick über die Vorsatzformen Hilgendorf/Valerius, Strafrecht 
Allgemeiner Teil (Fn. 16), Rn. 79 ff.
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der Suizid, also sozusagen der „Erfolg der Förderung“ müsse 
nicht beabsichtigt werden.51） Würde man die Norm anders inter-
pretieren, so könnten sich auch Angehörige von Sterbehilfeverei-
nigungen darauf berufen, sie hätten die eigentliche Selbsttötung 
nicht beabsichtigt.52） Man wird also nicht umhin kommen, bei 
dem das Sterbezimmer zur Verfügung stellenden Arzt eine „Ab-
sicht zur Förderung der Selbsttötung“ annehmen zu müssen.
Diese „Aufspaltung“ im subjektiven Tatbestand zwischen der 
Förderhandlung und dem Förderziel ist für juristische Laien 
nicht einfach zu verstehen. Sie folgt aber Differenzierungen, die 
in der Strafrechtswissenschaft schon lange anerkannt werden.53） 
Angenommen, A will B verprügeln. Er bittet C um einen Stock. C 
gibt dem A den Stock, geht aber dabei davon aus, dass A den 
Stock als Gehhilfe nutzen will. In Wirklichkeit gebraucht A den 
Stock dafür, auf den B einzuschlagen. In diesem Fall ist die 
„Haupttat“ das Verprügeln des B durch A mit dem Stock. C hat 
diese Haupttat (objektiv) unterstützt, indem er A den Stock gege-
ben hat. In Bezug auf diese Förderhandlung hat C mit Absicht 
gehandelt ─ es kam ihm darauf an, dem A den Stock zu geben. 
In Bezug auf das Förderziel oder „Förderergebnis“ (das Verprü-
geln mit dem Stock) fehlt dem C jedoch die Unterstützungsab-
sicht. Er wollte dem A das Gehen erleichtern, nicht bei der Ver-
übung einer Körperverletzung helfen. In Bezug auf die Körper-
verletzung liegt also noch nicht einmal die schwächste Vorsatz-
51）　Bundestags-Drucksache 18/5373, S. 19.
52）　Ebenda.
53）　Jescheck/Weigend, Strafrecht Allgemeiner Teil (Fn. 15), S. 695 mit zahlreichen 
Nachweisen.
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form „dolus eventualis“ vor, wenn C mit einem solchen Einsatz 
des Stocks nicht gerechnet hat.
Bei § 217 StGB soll es nach dem Willen des Gesetzgebers ausrei-
chen, wenn die Förderhandlung von der Absicht des Gehilfen ge-
tragen wird, während das Förderziel (Suizid) nur in Form von 
dolus eventualis anvisiert wird: der Helfer erkennt die Möglich-
keit, dass sein Gegenüber einen Suizid begehen wird, und findet 
sich damit ab.54）
Wie verhält es sich nun bei dem Palliativmediziner, der seinen 
Patienten im Rahmen der ambulanten Palliativversorgung hohe, 
potentiell tödlich wirkende Dosen von Schmerzmitteln überlässt? 
Auch er handelt in Bezug auf die Förderhandlung, also die „Ge-
währung“ bzw. „Verschaffung“ einer „Möglichkeit der Selbsttö-
tung“ vorsätzlich (es dürfte dolus directus 2. Grades, also Wis-
sentlichkeit vorliegen). Handelt er auch in der „Absicht, eine 
Selbsttötung zu fördern“, also mit dem erforderlichen Vorsatz im 
Hinblick auf das Förderziel? Man könnte geneigt sein zu argu-
mentieren, eine solche Absicht läge nicht vor, da es dem Arzt 
doch um Schmerzlinderung, und nicht um die Förderung eines 
Suizids gegangen sei. Damit übersähe man jedoch, dass die För-
derung als solche, also die Überlassung der Schmerzmittel, ziel-
gerichtet und damit absichtlich erfolgte. Der Suizid selbst (das 
Förderziel) muss nach dem Willen des Gesetzgebers, so wie er 
in der Gesetzesbegründung festgeschrieben ist, nicht von der 
Absicht des Täters umfasst sein.55）
54）　Bundestags-Drucksache 18/5373, S. 19.
55）　Bundestags-Drucksache 18/5373, S. 19.
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Aufschlussreich ist wieder der auch vom Gesetzgeber geführte56） 
Vergleich der Handlung des die in Überdosis tödlichen Schmerz-
mittel überlassenden Arztes mit dem Überlassen eines tödlich 
wirkenden Medikaments durch einen Sterbehelfer (möglicher-
weise ebenfalls ein Arzt). Beide Fälle sind strukturell identisch. 
Will man im ersten Fall eine Förderabsicht i.S.d. § 217 StGB ver-
neinen, so müsste man dies auch im zweiten Fall tun, denn der 
als „Sterbehelfer“ tätige Arzt hat kein persönliches Interesse an 
dem Suizid dessen, dem er die Medikamente überlässt. Mögli-
cherweise (oder wahrscheinlich?) geht es ihm in erster Linie da-
rum, dem Anderen einen Ausweg aus extremen Schmerzen oder 
einer anderen furchtbaren Leidenssituation zu eröffnen. In Bezug 
auf die Selbsttötung als solche verwirklicht auch er das Merkmal 
„Absicht“ in aller Regel nicht.
Damit kommen wir zu dem Ergebnis, dass sowohl im Fall des 
hohe Dosen von Schmerzmitteln verschreibenden ambulanten 
Palliativmediziners als auch beim Zur-Verfügung-Stellen eines 
Zimmers für das Sterbefasten in einem Hospiz der objektive wie 
der subjektive Tatbestand des neuen § 217 StGB verwirklicht 
sind. Damit ist freilich über die Strafbarkeit noch nicht endgültig 
entschieden; es bleibt die Möglichkeit einer Rechtfertigung oder 
zumindest Entschuldigung der handelnden Ärzte.
4. Rechtfertigungsmöglichkeiten
Auf der Ebene der Rechtfertigung kommt vor allem eine Einwilli-
gung in Betracht.57） Der Patient willigt ja in die Entgegennahme 
56）　Ebenda.
57）　Hilgendorf, Medizinstrafrecht (Fn. 11), Kap. 5 Rn. 20. Zu den Voraussetzungen 
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der Schmerzmittel ein, und ebenso stimmt er der Überlassung ei-
ner Räumlichkeit zu, in welcher er durch Verzicht auf Nahrung 
Suizid begehen kann. Problematisch ist allein, ob das Rechtsgut, 
um das es hier geht, der Verfügungsberechtigung des Patienten 
unterliegt. Dies führt zu der nicht einfach zu entscheidenden Fra-
ge, welches Rechtsgut oder welche Rechtsgüter §217 StGB über-
haupt schützt. Gewichtige Stimmen in der Literatur, so etwa 
Roxin, bezweifeln, ob sich ein solches Rechtsgut identifizieren 
lässt.58） Stellt man auf die Gesetzesbegründung ab, so wird man 
als geschützte Rechtsgüter das Selbstbestimmungsrecht des Pa-
tienten und sein Leben nennen können.59）
Das Selbstbestimmungsrecht ist zweifellos disponibel; es wäre 
widersprüchlich, zum Schutze der Selbstbestimmung die Selbst-
bestimmung des Patienten beschränken zu wollen. Schwieriger 
ist die Frage zu beantworten, ob das Rechtsgut Leben, so wie es 
in § 217 StGB geschützt wird, der Verfügungsmacht des Rechts-
gutsträgers unterliegt. Nach wohl noch h.M. ist dies mit Blick auf 
§ 216 StGB zu verneinen: Man kann zwar über alle seine übrigen 
Rechtsgüter, nicht aber über sein Leben wirksam verfügen.60） Ob 
diese Position angesichts der Entwicklung der neueren Recht-
sprechung, vor allem der jüngeren Rechtsprechung des BGH,61） 
noch lange Bestand haben wird, ist allerdings fraglich.
einer rechtfertigenden Einwilligung Hilgendorf/Valerius, Strafrecht Allgemeiner 
Teil (Fn. 16), § 5 Rn. 109 ff.
58）　Roxin, NStZ 2016, S. 185 ff.
59）　Bundestags-Drucksache 18/5373, S. 10.
60）　Hilgendorf/Valerius, Strafrecht Allgemeiner Teil (Fn. 16), § 5 Rn. 116 ff.
61）　BGHSt 55, 191 ff.
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Dies kann jedoch hier dahinstehen: Nach den klaren Vorgaben 
des Gesetzgebers ist § 217 StGB kein Erfolgsdelikt, sondern als 
ein Gefährdungsdelikt ausgestaltet. Nach ganz überwiegender 
Ansicht der Strafrechtswissenschaft kann der Rechtsgutsträger 
jedoch in eine Gefährdung seines Lebens, selbst eine konkrete 
Gefährdung, wirksam einwilligen.62） Ansonsten wären z.B. le-
bensgefährlich schwierige, aber die Chance eine Lebensrettung 
immerhin eröffnende Operationen nicht zulässig. Daraus folgt, 
dass auch bei § 217 StGB eine Einwilligung möglich sein müsste. 
Für dieses Ergebnis spricht auch, dass aus den Gesetzesmateria-
lien eindeutig hervorgeht, dass der Gesetzgeber Palliativmedizi-
ner und Pflegekräfte, die geschäftsmäßig Sterbenden beistehen, 
nicht bestrafen wollte.63）
Anders würde es sich verhalten, wenn § 217 StGB keine Individu-
alrechtsgüter, sondern „das Leben“ bzw. die „Ungefährdetheit 
von Leben“ als überindividuelles Rechtsgut schützen würde,64） so 
dass eine (individuelle) Einwilligung nicht rechtfertigend wirken 
könnte. Allerdings hat der Gesetzgeber mit keinem Wort ange-
deutet, dass er „Leben“ in diesem, für das deutsche Strafrecht un-
gewöhnlichen Sinn verstanden wissen wollte. Eine so weitgehen-
de Neuerung hätte deshalb zumindest einige klarstellende Worte 
des Gesetzgebers erfordert. Erneut zeigt sich hier, wie dürftig 
und defizitär die Gesetzesbegründung an vielen Stellen bleibt.
62）　Frister, Strafrecht Allgemeiner Teil, Kap. 15 Rn. 27; Neumann, FS Kühl (2014), 
S. 569 (581 f.); vgl. auch BGHSt 53, 55, 62 f.
63）　Bundestags-Drucksache 18/5373, S. 18.
64）　So Hecker GA 2016. S. 460.
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Hält man eine rechtfertigende Einwilligung für möglich, so ergibt 
sich freilich das (erhebliche!) Problem, dass sich wegen der 
Strukturgleichkeit der Suizidunterstützung durch Palliativmedizi-
ner und in Palliativeinrichtungen tätige Pflegekräfte einerseits, 
und durch in Sterbehilfevereinigungen tätige Ärzten und Pflege-
kräfte andererseits auch die letzteren auf eine Einwilligung beru-
fen könnten. Das neue Gesetz würde damit in seinem Anwen-
dungsbereich erheblich eingeschränkt und letztlich darauf hin-
auslaufen, in allen Fällen von geschäftsmäßig geleisteter Suizid-
unterstützung eine wirksame Einwilligung zu verlangen.65） Eine 
solche Zielrichtung ist möglicherweise rechtspolitisch sinnvoll; 
ob sie aber vom Gesetzgeber angestrebt wurde, ist durchaus 
fraglich.
Nur angemerkt sei, dass in Fällen des § 217 StGB auch eine 
Rechtfertigung über einen rechtfertigenden Notstand nach § 34 
StGB möglich ist.66） Eine Notlage, die eine wiederholte Suizidun-
terstützung erforderlich machen würde, dürfte allerdings nicht 
häufig sein. Auch an die Möglichkeit einer Entschuldigung, etwa 
über den entschuldigenden Notstand nach § 35 StGB, ist zu den-
ken, etwa wenn Eltern oder anderen nahen Angehörigen eine er-
forderliche Hilfe geleistet wird. Für Ärzte und Pflegekräfte wich-
tiger ist die Berufung auf die Gewissensfreiheit, Art. 4 GG. Wer 
sich als Arzt oder Pflegekraft aus Gewissensgründen verpflichtet 
fühlt, einem extrem leidenden Patienten die Möglichkeit einer 
65）　In der Tendenz ähnlich Kubiciel ZiS 2016, 396 (402), der auf die „Gefahr einer 
voreilig-undurchdachten Lebensaufgabe“ abstellen will.
66）　Näher zu den Voraussetzungen eines rechtfertigenden Notstands Hilgendorf/
Valerius, Strafrecht Allgemeiner Teil (Fn. 16), § 5 Rn. 69 ff.
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Selbsttötung zu eröffnen, kann sich in der Regel auf Art. 4 beru-
fen.
VI. Zweites Zwischenergebnis
Es fehlt bislang an einer Möglichkeit, § 217 StGB unter Wahrung 
des Bestimmtheitsgrundsatzes und der in der Strafrechtsdogma-
tik erforderlichen Klarheit und Eindeutigkeit verfassungskon-
form restriktiv zu interpretieren. Problematisch ist insbesondere, 
dass restriktive Ansätze für den Bereich der Hospiz- und Palliativ-
medizin immer auch den „eigentlichen“ Sterbehelfern zu Gute zu 
kommen scheinen. Die neue Strafbestimmung § 217 StGB führt 
damit zu erheblichen Unsicherheiten bei der Strafrechtsanwen-
dung und zu Strafbarkeitsrisiken für Ärzte und Pfleger in Pallia-
tiveinrichtungen und Hospizen. Dabei ist zu bedenken, dass Poli-
zei und Staatsanwaltschaften gesetzlich verpflichtet sind, schon 
jedem Verdacht einer Straftat nachzugehen und zu ermitteln.67）
VII.  Strafbarkeitsrisiken für Angehörige 
und andere Teilnehmer
In § 217 StGB wurde die geschäftsmäßige Unterstützung von Su-
iziden unter Strafe gestellt, indem diese Tätigkeit als eigenständi-
ge Haupttat gefasst wurde. Damit wird die Teilnahme (§§ 26, 27 
StGB) an Taten nach § 217 StGB möglich. Bedenkliche Strafbar-
keitsrisiken ergeben sich insbesondere für Angehörige, die z.B. 
ihre Eltern bei einem Suizid unterstützen, aber auch für Perso-
nen, die über Fragen im Grenzbereich zwischen Leben und Tod 
informieren und dabei, möglicherweise auf Nachfrage, auch die 
67）　Vgl. §§152 Abs. 2, 169, 163 StPO.
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Möglichkeiten eines Suizids erörtern (Beihilfe durch das ge-
schäftsmäßige Zuverfügungstellen von Information).
Begleitet A seinen sterbewilligen Vater zu einem Suizid in der 
Schweiz, so lässt sich dieses Tun als Beihilfe zur (in der Schweiz 
begangenen68）) geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung 
deuten, §§ 217, 27. § 217 Abs. 2 StGB hilft A nur dann, wenn er 
nicht selbst geschäftsmäßig handelt. Nach der Gesetzesbegrün-
dung handelt aber schon derjenige geschäftsmäßig, der sich bei 
einem erstmaligen Tun vorbehält, in einem ähnlich gelagerten 
Fall ein zweites Mal zu handeln.69） Ein solches Szenario läge etwa 
vor, wenn der Sohn bereit ist, für seine Mutter dasselbe zu tun 
wie für seinen Vater.
Vergleichbare Strafbarkeitsrisiken ergeben sich etwa für eine Be-
ratungsstelle oder einen Anwalt, die bzw. der regelmäßig jeden-
falls auf Nachfrage auch über die Möglichkeiten, mit Hilfe von 
Dignitas oder einer vergleichbaren Organisation aus dem Leben 
zu scheiden, informieren. Auch dies lässt sich als Beihilfe zu ei-
ner in der Schweiz begangenen Tat nach § 217 StGB deuten. Das 
Angehörigenprivileg nach § 217 Abs. 2 StGB greift hier offen-
sichtlich nicht; außerdem ist ohnehin das Merkmal der Ge-
schäftsmäßigkeit erfüllt.
Man könnte in beiden Fällen zu argumentieren versuchen, gehol-
fen werde nicht der Sterbehilfeorganisation, sondern dem Suizid-
68）　Auf der Grundlage von § 9 Abs. 2 Satz 2 StGB lässt sich das Vorliegen einer tat-
bestandsmäßigen und rechtswidrigen Haupttat fingieren, obwohl die Tat in der 
Schweiz nicht strafbar ist.
69）　Siehe oben Fn. 40, 41.
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willigen. Aus juristischer Perspektive dürfte es so liegen, dass 
beiden geholfen wird, dem Suizidhelfer und dem Suizidenten. 
Darin, dass ein Suizidwilliger nach Zürich oder an einen anderen 
passenden Ort gebracht wird, ist eine objektive Unterstützung 
der Suizidhilfe zu sehen. Da der Angehörige (Helfer) bewusst 
und in Kenntnis der Umstände handelt, liegt auch Vorsatz in 
Form von Wissentlichkeit oder zumindest dolus eventualis vor. 
Dass Unterstützungsabsicht nur im Hinblick auf den Sterbewilli-
gen vorliegt (und nicht in Bezug auf die Tätigkeit der Sterbehilfe-
organisation), ist unschädlich, da für Beihilfe dolus eventualis 
oder Wissentlichkeit ausreichen (die in Bezug auf die Tätigkeit 
der Sterbehilfeorganisation unproblematisch vorliegen).
Ähnlich stellt sich die Rechtslage im Falle der Beihilfe durch In-
formation dar.70） Objektiv ist eine Hilfeleistung anzunehmen, je-
denfalls dann, wenn der Sterbewillige als Folge des Rats Kontakt 
mit der Sterbebegleitung anbietenden Stelle aufnimmt und ihm 
daraufhin entsprechende Angebote zur Verfügung gestellt wer-
den. Subjektiv liegt Unterstützungsvorsatz wieder zumindest in 
Form von dolus eventualis oder Wissentlichkeit vor.
Wollte man die beiden Fälle anders lösen und annehmen, im Fal-
le des Transports nach Zürich oder einer Beratung mit nachfol-
gender Kontaktaufnahme lägen keine Taten nach §§ 217, 27 
StGB vor, da nicht dem Suizidhelfer, sondern dem Suizidwilligen 
geholfen werde, so müsste man auch akzeptieren, wenn sich Un-
ternehmen bilden, die geschäftsmäßig Sterbewillige zu Suizidhil-
70）　Siehe oben III. für ein als Haupttat ausgestaltetes Beispiel.
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festellen in die Schweiz transportieren und/oder Lebensmüde re-
gelmäßig konkret über die Suizidmöglichkeiten dort informieren. 
Auch sie würden nicht die Suizidhelfer, sondern nur die Suizid-
willigen unterstützen. Damit würde die Beihilfemöglichkeit, die 
der Gesetzgeber, wie § 217 Abs. 2 StGB zeigt, durchaus schaffen 
wollte, weitgehend ausgehebelt. Darin zeigt sich erneut das be-
reits oben im Rahmen der Diskussion über die Täterschaft ange-
sprochene Problem,71） dass für Problemfälle entwickelte ein-
schränkende Auslegungen auch solchen Personengruppen zugu-
tekommen, die der Gesetzgeber strafrechtlich erfassen wollte.
VIII. Gesamtergebnis
Zusammenfassend ergibt sich folgendes Bild: Der neue § 217 
StGB stellt nicht nur die Tätigkeit von Sterbehilfeorganisationen 
wie „Dignitas“ oder „Sterbehilfe Deutschland“ unter Strafe, son-
dern schafft auch für Ärzte und Pflegekräfte in Hospizen und Pal-
liativstationen erhebliche Strafbarkeitsrisiken, etwa im Rahmen 
der ambulanten Palliativbetreuung oder dem Bereitstellen von 
Räumlichkeiten für das Sterbefasten. Geht man davon aus, dass 
derartige Angebote grundrechtlich geschützt sind, so ergibt sich 
das Erfordernis, den § 217 StGB grundrechtskonform einzu-
schränken. Einschränkungsmöglichkeiten können im objektiven 
Tatbestand („Selbsttötung“, „Geschäftsmäßigkeit“), im subjekti-
ven Tatbestand („Absicht, eine Selbsttötung zu fördern“), und auf 
der Stufe der Rechtswidrigkeit (Einwilligung?) gesucht werden. 
Alle dieser Einschränkungen werfen aber nicht unerhebliche 
Probleme auf. Insbesondere scheinen Einschränkungen des 
71）　Siehe oben IV.
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§ 217 StGB stets auch den Personen oder Personengruppen zu-
gutezukommen, deren Tätigkeit der Gesetzgeber eigentlich un-
terbinden wollte. Für Ärzte und Pflegekräfte, aber auch und vor 
allem für die Sterbenden bedeuten diese Strafbarkeitsrisiken eine 
erhebliche Belastung. Um einen menschenwürdiges, humanes 
Sterben sicherzustellen, müssen dringend Wege gefunden wer-
den, den viel zu weit geratenden § 217 StGB72） wirkungsvoll zu 
begrenzen.
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